
Baden-Württemberger blicken so
optimistisch in die Zukunft wie lange nicht

Von Dirk Grupe

STUTTGART – Die baden-würt-
tembergische Bevölkerung
blickt so zuversichtlich in die
Zukunft wie seit mehr als an-
derthalb Jahren nicht mehr.
Das zeigt der aktuelle Baden-
Württemberg-Monitor im Auf-
trag der baden-württembergi-
schen Zeitungsverlage, der sich
auf rund 1000 Online-Inter-
views mit einem repräsentati-
ven Querschnitt der Bevölke-
rung ab 18 Jahren stützt. 35 Pro-
zent der baden-württembergi-
schen Bürger sehen demnach
den kommenden zwölf Mona-
ten mit Hoffnungen entgegen -
zu Beginn des Jahres waren es
nur 28 Prozent. Dass mehr als
jeder Dritte optimistisch ge-
stimmt ist, gab es zuletzt im
Sommer 2023.

Deutlich zurückgegangen ist
im Gegenzug zuletzt der Anteil
derer, die der Zukunft mit Be-
fürchtungen entgegensehen.
Aktuell sind 30 Prozent sehr be-
sorgt über die weitere Entwick-
lung, im Februar waren es 37
Prozent.Weitere 25 Prozent sind

Inflation,Wirtschaft und
Unsicherheit bereiten Sorgen

Die Sorgen der Bevölkerung
werden seit dem Überfall
Russlands auf die Ukraine

vor rund drei Jahren von Infla-
tion, einer allgemeinen Verunsi-
cherung über die Lage in
Deutschland und der Welt sowie
von Kriegsängsten dominiert.
Vor allem der Blick in den eige-
nen Geldbeutel treibt die Men-
schen um, jeder Zweite ist be-
sorgt wegen der anhaltenden
Preissteigerungen.

Eng damit verbunden ist der
ökonomische Abwärtstrend,
nicht zuletzt in einer Region,
die wie kaum eine andere von
der kriselnden Autoindustrie
und ihren Zulieferern abhängig
ist. Verunsicherung löst bei den
Menschen auch die Unbere-
chenbarkeit der politischen Ent-
wicklungen aus, vier von zehn
der Befragten fürchtet zudem,

Deutschland könnte in militäri-
sche Konflikte hineingezogen
werden. Innerhalb der Gesell-
schaft werden indes Gewalt und
Kriminalität als Bedrohung
wahrgenommen, ebenso wie die
innenpolitische Entwicklung:
vor allem wegen des Erstarkens
der AfD, der abnehmenden poli-
tischen Stabilität sowie der
Flüchtlingssituation in
Deutschland. Auch der Klima-
wandel und die Sorge, dass es
verstärkt zu Naturkatastrophen
und Extremwetterlagen
kommt, beunruhigt viele Men-
schen in Baden-Württemberg
ausgesprochen stark.

Bemerkenswert: Trotz der
teils heftigen Debatten der letz-
ten Monate über die Staatsver-
schuldung macht sich lediglich
rund jeder Fünfte darüber große
Sorgen.

Unabhängigkeit von China
und USA unrealistisch

Die weit verbreiteten Sor-
gen um die zukünftige
wirtschaftliche Entwick-

lung Deutschlands hängen auch
mit demGefühl zusammen, dass
die deutscheWirtschaft zu stark
von außereuropäischen Ländern
wie den USA oder China abhän-
gig ist. Allerdings glaubt nur
eine Minderheit, dass es inner-
halb der nächsten Jahre möglich
ist, die Abhängigkeit von diesen
Ländern zu reduzieren. Und le-
diglich 43 Prozent halten dies in-
nerhalb weniger Jahre für mög-
lich; 39 Prozent halten ein sol-
ches Szenario hingegen für un-
realistisch.

Allerdings hat in der jüngsten
Vergangenheit bereits eine Ver-
schiebung eingesetzt. So sind die
USA mittlerweile der deutlich
wichtigere Absatzmarkt.
Deutschland exportierte im Jahr

2023 rund zehn Prozent seiner
Ausfuhr in die USA. Nach China
gingen lediglich rund sechs Pro-
zent. Noch im Jahr 2020 war der
chinesischeAbsatzmarkt aus der
Sicht der deutschen Exporteure
annähernd so groß wie der US-
amerikanische. Umgekehrt ver-
hält es sich beim Import. Aus
China stammten im Jahr 2023
rund zwölf Prozent der deut-
schen Importe, aus den USA le-
dig rund sieben Prozent. Für ei-
nige Branchen spielen beide Ab-
satzmärkte allerdings eine he-
rausragende Rolle. Die deutsche
Pharmaindustrie ist überdurch-
schnittlich stark mit den USA
verflochten, die als wichtigster
pharmazeutische Innovations-
standort gelten. Bei der Elektro-
technik dagegen importiert
Deutschland in hohem Maße
Waren aus China.

Die Umfrage der Tageszeitungen
Wiezufrieden sinddieMenschen
in Baden-Württemberg mit der
Arbeit der Landesregierung?
Werden die richtigen Schwer-
punkte gesetzt, wo wird
nur geredet, wo wird ge-
handelt? Das wollten die
Tageszeitungen in Ba-
den-Württemberg in
ihrer gemeinsamen Um-
frage, dem BaWü-Check,
genauer wissen und
arbeiteten dafür mit
dem Institut für Demo-
skopie Allensbach (IfD) zusam-
men. Das IfD befragt einmal im
Monat im Auftrag der Tageszei-
tungen mehr als 1000 Menschen

im Land, um repräsentative Er-
gebnisse zu erhalten.

Das IfD gehört zu den namhaf-
testen Umfrageinstituten

Deutschlands, auf den
Rat der IfD-Chefin Rena-
te Köcher greifen Vor-
standsvorsitzende, Re-
gierungschefs und Ver-
bände zurück.

Die gedruckten Tages-
zeitungen in Baden-
Württemberg erreichen
jeden Tag mehr als fünf

MillionenMenschen,hinzukom-
men die Leserinnen und Leser
auf den reichweitenstarken On-
lineportalenderTageszeitungen.

skeptisch, wie sich die Lage ent-
wickeln wird.

Dass die aktuellen Verwerfun-
gen und Krisen die Menschen
trotzdem beschäftigen, versteht
sich fast von selbst. Die innere
Sicherheit ist für die Bevölke-
rung ohnehin zu allen Zeiten ein
wichtiges Thema, was sich aktu-
ell in der Sorge um eine mögli-
che Zunahme von Gewalt und
Kriminalität ausdrückt. Aber
auch die Flüchtlingssituation
und wie es damit weitergeht,
treibt die Menschen um.

Darüber hinaus wird das Si-
cherheitsgefühl stark geprägt
durch die Einschätzung der
Kriegsrisiken: Fast die Hälfte der
baden-württembergischen Be-
völkerung hält die Wahrschein-
lichkeit, dass Deutschland in
den nächsten Jahren in einen
Krieg verwickelt wird, für hoch
oder sogar sehr hoch. Doch wie
auch immer die Risiken für
Krieg oder Katastrophen einge-
schätzt werden, in einem Punkt
herrscht weitestgehend Kon-
sens: Das Land muss sich auf
kommende Herausforderungen
besser als bisher vorbereiten.

Bürger haben recht
hohes Sicherheitsgefühl

Innere Sicherheit ist für die
Bevölkerung generell ein
wichtiges Thema, während

die äußere Sicherheit erst mit
dem Ausbruch des Ukraine-
Kriegs wieder an Bedeutung ge-
wonnen hat. Seither ist die Sor-
ge, dass Deutschland in einen
militärischen Konflikt hinein-
gezogen werden könnte, deut-
lich angewachsen. Nach wie vor
fühlt sich die Mehrheit der Bür-
gerinnen und Bürger aber sicher
in Deutschland. Das gilt beson-
ders für die baden-württember-
gische Bevölkerung. Von ihnen
fühlen sich drei Viertel sicher
oder sogar sehr sich in Baden-
Württemberg. Nur 17 Prozent
fühlen sich weniger und gerade
einmal fünf Prozent gar nicht si-
cher.

Das Sicherheitsgefühl prägt
auch das Urteil über die Ein-

schätzung der Kriegsrisiken:
Personen, die sich in Baden-
Württemberg unsicher fühlen,
schätzen die Gefahren, dass
Deutschland in den nächsten
Jahren in einen Krieg hineinge-
zogen werden könnte, deutlich
höher ein als Personen, die sich
in Baden-Württemberg sicher
fühlen. Insgesamt halten es 39
Prozent der baden-württember-
gischen Bevölkerung für wahr-
scheinlich, dass Deutschland in
den nächsten Jahren in einen
Krieg verwickelt wird, neun Pro-
zent sogar für sehr wahrschein-
lich. 47 Prozent der Bevölkerung
stufen die Kriegsgefahren für
Deutschland hingegen als ge-
ring ein. Von denen, die sich in
Baden-Württemberg unsicher
fühlen, halten 54Prozent dieGe-
fahr eines Kriegesmit deutscher
Beteiligung für wahrscheinlich.

Verpflichtendes Dienstjahr
beliebter als Wehrpflicht

Wehrpflicht, ja oder nein?
Die Meinungen darüber
gehen teils weit ausei-

nander, nicht nur in der Politik.
Grundsätzlich steht die Bevölke-
rung der Wiedereinführung der
Wehrpflicht offen gegenüber.
Wennmansie jedochvordieWahl
stellt, ob in Deutschland besser
die Wehrpflicht oder ein allge-
mein verpflichtendes Dienstjahr
eingeführt werden sollte, ent-
scheidetsichdieMehrheiteindeu-
tig für das verpflichtende Dienst-
jahr: 54 Prozent fänden das ver-
pflichtende Dienstjahr besser, bei
dem junge Menschen wählen
können, ob sie zur Bundeswehr
gehen möchten oder einen sozia-
len Dienst leisten wollen; 22 Pro-
zent stimmen für die Wiederein-
führung derWehrpflicht. 16 Pro-
zent sprechen sich ausdrücklich
gegenbeideMöglichkeitenaus.

In der jungen Generation, die
von einer Umsetzung unmittel-
bar betroffen wäre, spricht sich
sogar mehr als jeder Vierte gegen
jede Form einer Dienst- oder
Wehrpflicht aus. Knapp jeder
Zweite fände das verpflichtende
Dienstjahr – mit der freienWahl,
ob dies bei der Bundeswehr oder
im sozialen Bereich ausgeübt
wird – besser, lediglich 14 Prozent
die Wiedereinführung der Wehr-
pflicht.

Sollte die Wehrpflicht wieder-
eingeführtwerden, sogibt esüber
alle Bevölkerungsgruppen hin-
weg einen breiten Konsens, dass
diese für beide Geschlechter glei-
chermaßen gelten sollte. Auch
unter Frauen selbst überwiegt die
Forderung, dass im Falle einer
Wiedereinführung des Wehr-
dienstes dieser für beide Ge-
schlechtergeltenmüsse.

Nur bedingt vorbereitet auf
Notfälle und Katastrophen

Um für den Katastrophen-
fall oder andere Notfälle
vorbereitet zu sein, emp-

fehlen staatliche Stellen wie das
Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe
den Bürgern, sich einen Notvor-
rat an Lebensmitteln, Wasser
und Medikamenten anzulegen.
Vergleicht man die amtlichen
Empfehlungenmit denVorberei-
tungen, die die baden-württem-
bergische Bevölkerung für den
Katastrophenfall getroffen hat,
ist das Ergebnis in Teilen durch-
auszufriedenstellend. Sokönnen
knapp zwei Drittel der Baden-
Württemberger im Notfall auf
einen Vorrat an Kerzen oder Tee-
lichtern zurückgreifen, 58 Pro-
zent auf einen Vorrat an Lebens-
mitteln für mindestens zehn Ta-
ge, 52 Prozent auf einen Vorrat
an Medikamenten und jeder

Zweite auf Reservebatterien oder
Ladestationen wie eine Power-
bank.

Weitere 40 Prozent verfügen
über einen Vorrat an Trinkwas-
ser für mindestens zehn Tage
und 36 Prozent über einen Feuer-
löscher.Das größteDefizit gibt es
bei Heizmöglichkeiten, die kei-
nen Strom benötigen, wie zum
Beispiel Kohle- oder Holzofen:
Darauf können imNotfall nur 29
Prozent der Bevölkerung zurück-
greifen.

Und es gibt noch mehr Defizi-
te: So weißmehr als jeder Zweite
nicht, ob es in der eigenenRegion
öffentliche Schutzräume gibt, in
denen die Bevölkerung im Falle
einer Katastrophe oder eines
KriegsSchutz suchenkann.Rund
jeder Dritteweiß immerhin, dass
es in der eigenen Region keine
derartigen Schutzräumegibt.
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